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 EINFÜHRUNG 1 

 EINFÜHRUNG 

 Das Staatshaftungsrecht ist unter Studenten ein eher unbeliebtes 
Thema. Während man in den letzten Monaten vor dem Examen ty-
pischerweise noch krampfhaft versucht, sich möglichst viele Details 
aus dem besonderen Verwaltungsrecht einzuverleiben, bleibt die-
ses Rechtsgebiet oft auf der Strecke. 

1

Klausurvarianten Das ist insofern fatal, als die Klausurersteller dieser Materie meist 
wesentlich aufgeschlossener gegenüber stehen. Das liegt v.a. da-
ran, dass man staatshaftungsrechtliche Ansprüche sehr leicht mit 
anderen Rechtsmaterien kombinieren kann. 

staatshaftungsrechtlicher  
„Aufhänger“  

Einmal bietet es sich an, den Anspruch als Einstieg in die Klausur 
zu verwenden. 

 So kann beispielsweise ein Amtshaftungsanspruch dem Einstieg in 
eine Polizeirechtsklausur dienen, denn der Amtshaftungsanspruch 
setzt eine Amtspflichtverletzung voraus, also ein rechtswidriges 
Handeln. Im Rahmen des Amtshaftungsanspruchs kann deshalb 
eine polizeiliche Primär- oder Sekundärmaßnahme zu prüfen sein. 
Es liegt auf der Hand, dass sich angesichts der Vielzahl von An-
sprüchen im Staatshaftungsrecht große Kombinationsmöglichkei-
ten bieten. 

abschließende Zusatzfrage Des Weiteren kann man Staatshaftungsrecht als Zusatzfrage ab-
prüfen. Diese Variante erlaubt es dem Ersteller, einen zu knapp ge-
ratenen Klausurfall zu „strecken“. Für den Bearbeiter bietet sich die 
Chance, am Ende der Klausur einen guten Eindruck zu hinterlas-
sen. 

Themenklausur Schließlich gab es zumindest in Bayern auch schon eine Themen-
klausur aus dem Staatshaftungsrecht.1 

 

 Das Abschreckende am Staatshaftungsrecht ist für viele das Feh-
len gesetzlicher Regelungen. Es ist aber keinesfalls erforderlich, in 
diesem Bereich alles auswendig zu lernen, denn meistens gibt es 
Parallelen zu gesetzlich geregelten Ansprüchen des Zivilrechts o-
der zur Grundrechtsdogmatik. Der Reiz des Rechtsgebiets liegt ge-
rade darin, dass man sich dort an der Grenze zwischen Zivilrecht 
und öffentlichem Recht, sowie zwischen Verfassungs- und Verwal-
tungsrecht befindet. 

 
Das System der staatshaftungsrechtlichen Ansprüche 

Unterscheidung nach Grund bzw. 
Rechtsfolge des Anspruchs 

Da das Staatshaftungsrecht nur sehr unzureichend gesetzlich ge-
regelt ist, fällt es schwer, den Überblick über die Vielzahl der An-
sprüche zu behalten. Umso wichtiger ist es, sich Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten der einzelnen Haftungsinstitute klar zu machen. 
Dabei kann man zum einen nach dem Grund der Haftung und zum 
anderen nach der Rechtsfolge des Anspruchs unterscheiden. 

2

  

                                                 
1  Aufgabe 6 der Ersten Juristischen Staatsprüfung 1987/II, mit Lösungsskizze abgedruckt in BayVBl. 1989, 669, eignet sich sehr gut als erster 

Einstieg in das Staatshaftungsrecht. 



2 STAATSHAFTUNGSRECHT 

 I. Unterscheidung nach dem Grund der Haftung  

   

   
 
    
 

Verschulden Aufopferung Unrecht 

Gründe staatlicher Haftung  

   

 
1. Verschuldenshaftung und Gefährdungshaftung 

bei Verschuldenshaftung zumindest 
fahrlässiges Handeln der Behörde er-
forderlich; kein ungeschriebener Ge-
fährdungshaftungstatbestand 

Die Verschuldenshaftung setzt ein rechtswidriges und schuldhaftes 
Verhalten voraus. Sie ist im Zivilrecht vorherrschend, liegt aber 
auch dem Amtshaftungsanspruch, sowie den Ansprüchen aus ver-
waltungsrechtlichem Schuldverhältnis zugrunde. Entscheidend ist 
somit bei dieser Kategorie von Ansprüchen, ob die nach § 276 II 
BGB im Verkehr erforderliche Sorgfalt beachtet wurde. Eventuelle 
Haftungslücken, die bei fehlendem Verschulden entstehen können, 
werden im Zivilrecht gegebenenfalls durch die Kategorie der Ge-
fährdungshaftung geschlossen.  

3

 Sie knüpft an das Vorliegen einer besonderen, übermäßig hohen 
oder wahrscheinlichen Gefahr an und sieht deshalb eine verschul-
densunabhängige Haftung für den Zustand einer Anlage, eines 
Grundstücks, etc., sowie für optimales menschliches Verhalten vor. 
Die klausurrelevanteste Vorschrift ist § 7 StVG. Nach h.M. gibt es 
hingegen keinen ungeschriebenen Haftungstatbestand, der an die 
Existenz besonderer Gefahren anknüpft. Hier darf nach Ansicht 
des BGH die Rechtsprechung dem Gesetzgeber nicht vorgreifen.2 
Die richterliche Rechtsfortbildung findet hier ihre Grenzen im 
Grundsatz der Gewaltenteilung und der Wesentlichkeitstheorie. 
Wie man noch sehen wird, ist dies im Staatshaftungsrecht auch gar 
nicht erforderlich. 

„feindliches Grün“ (Ampelfälle) Bsp.: Eine Ampelanlage in Nürnberg funktioniert aufgrund eines unvor-
hersehbaren Computerdefekts nicht und zeigt nach allen Seiten Grün 
(sog. „feindliches Grün“). Aufgrund dessen stoßen zwei Autos zusam-
men. Autobesitzer A verlangt von der Verkehrsbehörde Schadenser-
satz.3 

 Ein Anspruch aus § 823 I BGB besteht nicht, da die Verkehrssiche-
rungspflichten der Behörde gemäß Art. 69 BayStrWG öffentlich-
rechtlicher Natur sind. In Betracht kommt aber ein Anspruch aus Amts-
haftung gemäß § 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG. Dieser setzt Verschulden 
i.S.d. § 276 I S. 1 BGB voraus. Hier handelte es sich aber um einen un-
vorhersehbaren Defekt, der trotz Beachtung der im Verkehr erforderli-
chen Sorgfalt nicht zu verhindern war. Der Amtshaftungsanspruch 
scheitert mithin jedenfalls am fehlenden Verschulden. Ein ungeschrie-
bener öffentlich-rechtlicher Gefährdungshaftungsanspruch ist aus den 
oben genannten Gründen mit dem BGH abzulehnen. 

                                                 
2  BGHZ 54, 332.  

3  Zu weiteren Problemen bei dieser Fallgestaltung vgl. Rn. 29. 
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 2. Unrechtshaftung 

Zivilrecht: Spannungsverhältnis zwi-
schen Güterschutz und Handlungs-
freiheit 

Anders als die Verschuldenshaftung ist die Unrechtshaftung eine 
Besonderheit des öffentlichen Rechts. Der Grund für diese Beson-
derheit ist folgender: auf dem Gebiet des Zivilrechts ist es die Auf-
gabe des Deliktsrechts, das bestehende Spannungsverhältnis zwi-
schen Güterschutz und Handlungsfreiheit zum Ausgleich zu brin-
gen, das dadurch bedingt ist, dass sich der Schädiger jedenfalls 
auf sein Grundrecht aus Art. 2 I GG (allgemeine Handlungsfreiheit) 
berufen kann, der Verletzte hingegen auf Art. 14 GG bzw. Art. 2 II 
GG. Die möglichen Haftungsfolgen könnten Privatpersonen davon 
abhalten, von ihren grundrechtlich verbürgten Freiheiten Gebrauch 
zu machen. Dieses Problem löst das Deliktsrecht in erster Linie 
durch das Verschuldensprinzip, das einen Schädiger nur im Falle 
seiner Verantwortlichkeit zur Haftung heranzieht. 
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Ö-Recht: Rechtsstaatsprinzip führt zu 
Rechtfertigungsbedürftigkeit jegli-
chen staatlichen Handelns 

Im öffentlichen Recht hingegen ist belastendes staatliches Handeln 
aufgrund des Rechtsstaatsprinzips und der vom BVerfG4 weit aus-
gelegten allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 I GG) stets rechtfer-
tigungsbedürftig. Die deutlichste Ausprägung hiervon ist der im 
Rechtsstaatsprinzip wurzelnde Gesetzesvorbehalt. Das Grundge-
setz erlaubt es dem Staat zwar, in vielfältiger Weise in die Grund-
rechte seiner Bürger einzugreifen. Diese Eingriffe müssen aber den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechen. Rechtswidrige 
Maßnahmen hingegen sind zu unterlassen, bereits erfolgte 
Rechtsverletzungen sind grds. rückgängig zu machen, und soweit 
dies nicht mehr möglich ist, ist zumindest der Rechtsgutinhaber für 
den Verlust zu entschädigen. Beispiele für Unrechtshaftung sind 
somit der Unterlassungsanspruch, der Folgenbeseitigungsan-
spruch, sowie der enteignungsgleiche Anspruch. 

 Im Beispielsfall ist die Konstruktion eines ungeschriebenen Gefähr-
dungshaftungsanspruchs unnötig, da ein Anspruch aus Unrechtshaf-
tung in Gestalt des Anspruchs wegen enteignungsgleichen Eingriffs in 
Betracht kommt. Dafür genügt eine schuldlos rechtswidrige Maßnahme 
des Staates. Entscheidend für die Rechtswidrigkeit ist nicht, ob die für 
die Behörde tätigen Personen rechtswidrig gehandelt haben, sondern 
wie sich der Verwaltungsakt („Grün“ statt richtigerweise „Rot“) im Er-
gebnis für den Adressaten darstellt.5 Grund dafür ist wiederum der 
staatliche Rechtfertigungszwang gegenüber dem Bürger. 

   

    
 
    
 

Unterlassung 

Entschädigung 

Folgenbeseitigung 

 

                                                 
4  BVerfGE 6, 32 (Elfes) = jurisbyhemmer (Wenn dieses Logo hinter einer Fundstelle abgedruckt wird, finden Sie die Entscheidung online 

unter „juris by hemmer“: www.hemmer.de).  
5  BGHZ 99, 249 (253 f.) = jurisbyhemmer. 



4 STAATSHAFTUNGSRECHT 

 3. Aufopferungshaftung 

Prinzip der Lastengleichheit Das Prinzip der Aufopferungshaftung ist nur aus seiner histori-
schen Entwicklung heraus verständlich. Während die landesherrli-
chen Hoheitsrechte bis ins 17. Jahrhundert auf besonderen 
Rechtstiteln beruhten, die der Landesherr im Streitfall zu beweisen 
hatte, bildete sich seit dieser Zeit nach und nach eine umfassende 
Staatsgewalt heraus. Sie ermöglichte dem Landesherrn unter be-
stimmten Voraussetzungen, in die wohlerworbenen Rechte seiner 
Untertanen einzugreifen. Parallel dazu entstand jedoch die Über-
zeugung, dass der in seinen Rechten Beeinträchtigte für diesen 
Rechtsverlust zu entschädigen sei. Grundgedanke war das Prinzip 
der Lastengleichheit: wenn ein Bürger in besonderem Maße belas-
tet wird, sollen die übrigen Bürger zu einem finanziellen Ausgleich, 
z.B. über Steuern etc., herangezogen werden. Einen positiv-
rechtlichen Ausdruck fand dieser Gedanke erstmals in den §§ 74, 
75 der Einleitung des Allgemeinen Landrechts für die Preußischen 
Staaten (EinlALR) von 1794: 
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§§ 74, 75 EinlALR § 74. Einzelne Rechte und Vorteile der Mitglieder des Staates müssen 
den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinschaftlichen 
Wohls, wenn zwischen beiden ein wirklicher Widerspruch (Kollision) 
eintritt, nachstehen. 

 

 § 75. Dagegen ist der Staat demjenigen, welcher seine besonderen 
Rechte und Pflichten dem Wohle des gemeinen Wesens aufzuopfern 
genötigt wird, zu entschädigen gehalten. 

 

 Die §§ 74, 75 EinlALR gelten gewohnheitsrechtlich fort und haben 
somit heute noch für das Staatshaftungsrecht entscheidende Be-
deutung. 

 

Sonderopfer Entscheidendes Merkmal der Aufopferungshaftung ist das Sonder-
opfer. Ein solches liegt vor, wenn der Einzelne ein übermäßig be-
lastendes Opfer im Interesse der Allgemeinheit erbringen muss. Es 
zeichnet sich somit zum einen durch das Ausmaß der Rechtsbe-
einträchtigung und zum anderen durch eine Ungleichbehandlung 
aus. 

 

kein „Dulde und Liquidiere“ Aus dem oben zur Unrechtshaftung Gesagten folgt aber auch, 
dass ein Aufopferungsanspruch nur bei einem rechtmäßigen Ein-
griff bestehen kann. Denn im Rechtsstaat sind rechtswidrige Ein-
griffe abzuwehren, sie dienen niemals dem Interesse der Allge-
meinheit. Dazu passt das aufopferungsrechtliche Prinzip des „Dul-
de und liquidiere“ nicht. Vor diesem Hintergrund stellen sich z.B. 
die Enteignung (Art. 14 III GG), die ausgleichspflichtige Inhaltsbe-
stimmung (Art. 14 I S. 2 GG) oder (mit Einschränkungen) der ent-
eignende Eingriff als Fälle der Aufopferungshaftung dar. 

 

 Im Beispielsfall kommt kein aufopferungsrechtlicher Anspruch in Be-
tracht, da der Verwaltungsakt „grüne Ampel“ rechtswidrig war und somit 
ein Fall der Unrechtshaftung einschlägig ist. 

 

 
II. Unterscheidung nach den Rechtsfolgen 

 

Schadensersatz Betrachtet man die Rechtsfolgen der oben erwähnten Ansprüche, 
so stellt man fest, dass Schadensersatz - wie im deutschen 
Rechtssystem üblich - nur im Falle der Verschuldenshaftung ge-
währt wird. Ansonsten, d.h. verschuldensunabhängig, kann - sieht 
man einmal von Ansprüchen wie dem Unterlassungs- oder Folgen-
beseitigungsanspruch ab, die überhaupt nicht auf einen Schaden 
bezogen sind - nur Entschädigung verlangt werden. Zwischen bei-
den Rechtsfolgen besteht ein – jedenfalls theoretisch -
fundamentaler Unterschied.  
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 Der Schadensersatz ist nach dem Ausgleichsgedanken und dem 
Grundsatz der Totalreparation darauf gerichtet, den Eingriff unge-
schehen zu machen.6 Nach der Differenzhypothese (vgl. § 249 I 
BGB) soll der Schadensersatz die Vermögenslage wieder herstel-
len, die hypothetisch bestehen würde, wenn das zum Schadenser-
satz verpflichtende Ereignis nicht eingetreten wäre. Es sind also 
zwei Kausalverläufe zu entwickeln: der Geschehensablauf ohne 
das schädigende Ereignis und der Geschehensablauf mit dem 
schädigenden Ereignis.7 

Entschädigung Entschädigung bedeutet hingegen nur Ersatz des durch den Ein-
griff entstandenen Vermögensverlustes. Sie ist auf das in der Ver-
gangenheit liegende schädigende Ereignis ausgerichtet und be-
misst sich nach dem damaligen Wert des entzogenen Objekts. Der 
Unterschied zeigt sich insbesondere darin, dass bei der Entschädi-
gung der entgangene Gewinn (vgl. für den Schadensersatz klar-
stellend § 252 S. 1 BGB) nicht ersatzfähig ist. Bei einem reinen 
Sachschaden ist der Unterschied zwischen einem Anspruch auf 
Schadensersatz und einem Entschädigungsanspruch dagegen nur 
gering! 

 

 Es handelt sich bei der Entschädigung nur um einen Billigkeitsaus-
gleich, der sich wertmäßig vom Schadensersatz also deutlich un-
terscheiden kann. 

 

 Im Beispielsfall kann sich aus dem enteignungsgleichen Anspruch nur 
eine Entschädigung ergeben. Soweit A auch in seiner Gesundheit ver-
letzt wurde, kommt auch ein Anspruch auf Schmerzensgeld aus Aufop-
ferung in Betracht.8 

 

   

                                                 
6  Zu den Grundgedanken des Schadensersatzrechts Palandt, vor § 249 BGB, Rn. 4 ff. 

7  Siehe dazu Palandt-Grüneberg, vor § 249 BGB, Rn. 10; vgl. zum Schadensumfang Hemmer/Wüst, Schadensersatzrecht I, Rn. 34 ff. 

8  BGH, Urteil vom 07. September 2017 – III ZR 71/17 = jurisbyhemmer. 




